
anwaltsdatenbank.net

Einsender/in (ggf. Stempel): 

bitte senden an: 

Datum: 

vpmk Rechtsanwälte  
RA Christoph von Planta 
Monbijouplatz 3a 
10178 Berlin 

per Fax: 03����������������������
per  Mail:  planta@anwaltsdatenbank.net  

  INFORMATIONSAUSTAUSCH  

 keine Weiterveröffentlichung  (ggf. ankreuzen) 
 Weiterveröffentlichung  nur ohne Deckblatt (ggf. ankreuzen) 
 Veröffentlichung  bei asyl.net gestattet (ggf. ankreuzen) 

  Urteil    Beschluss   Sachverständigengutachten  
  Auskunft   Sonstiges: 

vom: 

  Gericht :    
  Behörde:    
  sonstiger Verfasser: 

Aktenzeichen:    

rechtskräftig:        ja            nein 

Normen:    

Länder- und Volksgruppen (soweit von Bedeutung): 

Schlagworte: 

Anmerkungen der Einsenderin/des Einsenders:  

Kanzlei für Migrationsrecht
Deery & Jördens-Berneburg
Papendiek 24-26 . 37073 
Göttingen

05.03.2024

15.12.2023

VG Hannover

1 A 5190/20

§ 3 AsylG

Russische Förderation, Tschetschene

Homosexualität / Abänderung im laufenden Verfahren vor VG



 

 

 

Verwaltungsgericht Hannover 

Beschluss 

1 A 5190/20 

 

In der Verwaltungsrechtssache 

  
 

Staatsangehörigkeit: russisch, 

�± Kläger �± 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Deery und andere Kanzlei für Migrationsrecht,  
Papendiek 24-26, 37073 Göttingen - 7/19 -  

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge - Außenstelle Oldenburg -,  
Klostermark 70-80, 26135 Oldenburg - 7434196-160 -  

�± Beklagte �± 

wegen  Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

hat das Verwaltungsgericht Hannover - 1. Kammer - am 27. Dezember 2023 durch die 
Berichterstatterin beschlossen: 

Das Verfahren wird eingestellt. 

Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

Die Beklagte trägt die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens. 

 



 

  Seite 2/2 

Gründe 

Nachdem die Beteiligten übereinstimmend den Rechtsstreit in der Hauptsache für erle-

digt erklärt haben, ist das Verfahren in entsprechender Anwendung des § 92 Abs. 3 

VwGO einzustellen; zugleich entscheidet das Gericht gemäß § 161 Abs. 2 VwGO unter 

Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes nach billigem Ermessen über 

die Kosten. 

Billigem Ermessen entspricht es, wenn die Beklagte die Kosten trägt. Sie hat dem Kla-

gebegehren vollumfänglich entsprochen.  

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar (§ 80 AsylG). 

 q.e.s. 

  
































	Datum:      

